
Die junge Kurdin Jina Mahsa Amini war im September 
2022 zu Besuch in Teheran, als sie von der sogenannten 
Sittenpolizei festgenommen und geschlagen wurde, weil 
sie aus deren Sicht den Hidschab falsch trug. Ihr Tod löste 
einige Tage später massive Demonstrationen im Iran aus, 
bei denen Frauen an vorderster Front standen. Unter dem 
Motto „Frau, Leben, Freiheit“ protestierten sie gegen das 
Hidschab-Gesetz und andere diskriminierende Vorschrif-
ten. Nach der brutalen Niederschlagung der Proteste durch 
das iranische Regime hat das Europäische Parlament wie-
derholt die Menschenrechtslage in dem Land verurteilt.

Mit der Auszeichnung mache das Europäische Parla-
ment seine uneingeschränkte Solidarität und Unterstüt-
zung für die iranische Gesellschaft deutlich, erklärte Udo 
Bullmann (SPD), Vorsitzender des Unterausschusses für 
Menschenrechte im EU-Parlament. „Wir verneigen uns vor 
dem Mut dieser Frauen.“ epd

STICHWORT SACHAROW-PREIS

Berlin. Mütter und Väter kranker 
Kinder müssen sich umstellen: Ab 
2024 kann man zur Pflege des 
Nachwuchses nicht mehr so lan-
ge zu Hause bleiben wie noch in 
diesem Jahr. Die Ampel-Fraktio-
nen beschlossen am Donnerstag 
im Bundestag, dass Kinderkran-
kengeld für 15 Arbeitstage pro 
Kind und Elternteil beziehungs-
weise 30 Tage für Alleinerziehen-
de gezahlt werden soll. Zuletzt 
hatte wegen der Pandemie eine 
Sonderregelung gegolten, nach 
der der Anspruch je Elternteil für 
jedes Kind bis zu 30 Arbeitstage 
und für Alleinerziehende bis zu 
60 Arbeitstage beträgt.

Was damit zunächst für gesetz-
lich Versicherte eine Verschlech-
terung darstellt, ist allerdings 
eine Verbesserung im Vergleich 
zur Vor-Corona-Zeit: Der gesetz-

lich verbriefte Anspruch auf Kin-
derkrankengeld nämlich beträgt 
lediglich zehn Arbeitstage je El-
ternteil beziehungsweise 20 Tage 
für Alleinerziehende. Im Jahr 
2019 gaben die Kassen etwa 272,3 
Millionen Euro dafür aus. Im 
Schnitt wurde das Krankengeld 
zwei Tage je Leistungsfall ge-
währt. Die Ampel hatte sich be-
reits in ihrem Koalitionsvertrag 
von 2021 darauf geeinigt, die nun 
tatsächlich beschlossene Auswei-
tung des Gesetzes anzugehen.

Die Krankenkassen müssen das 
Kinderkrankengeld zahlen. 2022 
hatte es im Vergleich zu 2021 
deutliche Zuwächse gegeben. Der 
Verband der Ersatzkassen erklärt, 
dass die neue Regelung ange-
sichts der Ankündigung im Koa-
litionsvertrag nicht überraschend 
komme und zudem die Corona-

Sonderregel ablöse, was „sachge-
recht“ sei, so eine Sprecherin. Der 
AOK-Bundesverband weist aller-
dings darauf hin, dass dieses 
Krankengeld „familienpolitisch 
begründet“ sei, eine versiche-
rungsfremde Leistung also, an der 
sich der Bund angemessen betei-
ligen müsse.

Einige Besonderheiten
Der Spitzenverband aller 96 ge-
setzlichen Kassen moniert, dass 
man gerade in Zeiten stetig stei-
gender Beitragslasten und aus-
bleibender Reformen für eine 
nachhaltige Finanzierung der 
Krankenversicherung eine Aus-
weitung solcher Leistungen 
„ohne staatliche Refinanzierung 
besonders kritisch bewerten“ 
müsse, so eine Sprecherin. Das 
Bundesgesundheitsministerium 
winkt aber ab: Der Bund werde 
nichts geben, die Kassen müssten 
das Kinderkrankengeld allein fi-
nanzieren, so ein Sprecher.

Das Kinderkrankengeld hat im 
Vergleich zur Krankschreibung 
eines Arbeitnehmers einige Be-
sonderheiten. So muss man be-
reits am ersten Tag dem Arbeit-
geber per Attest nachweisen, dass 
das Kind krank ist. Der Arbeitge-
ber wiederum muss gar nichts 
zahlen, das tun die gesetzlichen 
Kassen. Das Krankengeld beträgt 
in der Regel 90 Prozent des Net-
tolohns. Der Anspruch besteht 
zudem nur für Kinder unter zwölf 
Jahren – und auch dann nur, wenn 
sich keine andere Person, die im 
Haushalt lebt, wie die Oma, küm-
mern kann.  Hajo Zenker

Bund will Eltern besserstellen 
als in der Zeit vor Corona
Gesundheit Die Pandemie ist vorbei, die Sonderregelung für ein 
lange gezahltes Kinderkrankengeld läuft aus. An der neuen Regel übt 
der Spitzenverband der gesetzlichen Krankenkassen Kritik.

Kleine Patien-
ten: Für Eltern, 
die den kranken 
Nachwuchs da-
heim betreuen, 
gibt es ab 2024 
neue Regeln. 
Foto: Seventy-
four/stock.ado-
be.com

Berlin. Die Gründung einer neu-
en Partei ist nicht trivial. Das 
wird einer der Gründe sein, wa-
rum die Ex-Linken-Fraktionsche-
fin Sahra Wagenknecht am Mon-
tag statt ihrer lang erwarteten 
Partei erst einmal einen Verein 
vorstellen wird. Dessen Ziel wird 
aber die Parteigründung sein.

Wie heißt der Verein? Der Verein 
ist bereits registriert. Und zwar 
unter dem Namen: „BSW – Für 
Vernunft und Gerechtigkeit e.V.“. 
BSW steht für Bündnis Sahra Wa-
genknecht.

Warum nicht gleich eine Partei? Da-
für dürfte es mehrere Gründe ge-
ben. Besonders schwer wiegen 
organisatorische und finanzielle. 
Das Bundesinnenministerium 
verweist auf das Parteiengesetz. 
Danach müssen sich der „Name 
einer Partei sowie ihre Kurzbe-
zeichnung deutlich von den Na-
men bereits bestehender Partei-
en unterscheiden“. Außerdem 
muss die Partei „bei ihrer Grün-
dung eine Satzung und ein Pro-

gramm beschließen und diese 
schriftlich dokumentieren“.

Dann gilt es Strukturen, wie 
etwa Landesverbände, zu schaf-
fen. Finanziell könnte sich be-
merkbar machen, dass die Partei 
nicht mehr in diesem Jahr gegrün-
det wird. Bei der Europawahl 
gäbe es für die ersten vier Millio-
nen Stimmen einen Euro pro 
Stimme staatlichen Zuschuss. Die 
Summe darf aber die eigenen Ein-
nahmen des Vorjahres nicht über-
steigen. Bei einer Gründung im 
kommenden Jahr würden die Ein-
nahmen von 2024 zugrunde ge-
legt. Auch die WASG, die später 
mit der PDS in der Linken auf-
ging, und die AfD sind übrigens 
als Verein gestartet.

Verlieren die BSWler, die im Bundes-
tag sitzen, ihre Mandate? Nein. Sie 
können sie freiwillig zurückgeben 
oder sie in eine andere Fraktion 
oder Gruppe mitnehmen. Die Wa-
genknecht-Bündler könnten sogar 
in der linken Bundestagsfraktion 
bleiben. Am Montag stellen drei 
Bundestagsabgeordnete den Ver-

ein offiziell vor. Sahra Wagen-
knecht selbst, die bisherige Frak-
tionsvorsitzende Amira Moha-
med Ali und Christian Leye. Min-
destens ein Viertel der Fraktion 
zählt zum Wagenknecht-Lager.

Behielten dann die Linken ihren 
Fraktionsstatus? Wenn die Mehr-
heit der Fraktion niemanden aus-
schließt, würde formal nichts pas-
sieren. Außerdem wären auch die 
Jobs der Mitarbeiter nicht gefähr-
det. Das könnte als Begründung 
dafür herhalten, dass die Abtrün-
nigen in der Fraktion bleiben. Al-
lerdings ist der Fraktionsstatus 
ohnehin permanent gefährdet. 
Die Fraktion hat noch 38 Abge-
ordnete. Verliert sie zwei, wird sie 
zur Gruppe.

Wird der Wagenknecht-Verein an 
Wahlen teilnehmen? Vermutlich ja. 
Und zwar bei der Europawahl 
2024. Bei den Landtagswahlen 
könnte das BSW zumindest in 
Brandenburg dabei sein, wenn es 
als politische Vereinigung aner-
kannt wird.  André Bochow

Wagenknecht macht Ernst
Gründung Lange hat es gedauert, nun scheint die neue Partei der 
ehemaligen Linken-Fraktionschefin tatsächlich zu kommen.

EU-Parlament 
Sacharow-Preis 
für Masha Amini
Straßburg. Jina Mahsa Amini, die 
junge Iranerin, die im Polizeige-
wahrsam gestorben ist, und die 
feministische Bewegung „Frau, 
Leben, Freiheit“ im Iran erhalten 
den Sacharow-Preis für geistige 
Freiheit des Europaparlaments. 
„Die brutale Ermordung der 
22-jährigen Jina Mahsa Amini war 
ein Wendepunkt. Sie hat eine 
frauengeführte Bewegung ausge-
löst, die Geschichte schreibt“, 
sagte Parlamentspräsidentin Ro-
berta Metsola. epd
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Leitartikel 
Ellen Hasenkamp 
zur Arbeit der Ampel-Koalition

D er Politiker Thorsten 
Frei, CDU-Abgeordneter 
mit zehnjähriger Bun-
destagserfahrung, hat 
neulich von einer Beob-
achtung berichtet. Die 

Gesetzesarbeit der Koalition, so lässt 
sich der Parlamentarische Geschäfts-
führer zusammenfassen, neige zur 
Klumpenbildung: Lange passiere we-
nig bis nichts und dann wieder alles 
zugleich. Ablesbar ist das für Frei an 
den Plenarsitzungen des Bundestags: 
Entweder sei die Koalition gezwun-
gen, die besten Debattenzeiten mit 
zweitrangigen Berichten zu füllen, 
oder die Tagesordnung quelle – wie 
diese Woche – bis in die frühen  
Morgenstunden über. Und noch am 
Freitagmittag müssten mehrere wich-
tige Gesetze auf einmal beschlossen 
werden.

Nun ist es natürlich die Pflicht ei-
nes guten Oppositionspolitikers, die 
Regierung zu kritisieren. Doch Freis 
Hinweis auf die Dysfunktionalität des 
Regierungsbündnisses geht erstens 
tiefer und ist zweitens zutreffend. Tat-
sächlich lassen sich die parlamentari-
schen Abläufe wie eine Art Fieberkur-
ve der Ampel lesen: Das Bündnis lei-
det an Misstraueritis.

Die Arhythmie der Koalitionsarbeit 
liegt unter anderem daran, dass selbst 
zustimmungsfähige Beschlüsse so lan-
ge zurückgehalten werden, bis im Ge-
genzug ein Zugeständnis in anderer 
Sache erkämpft wurde. Neu ist das 
Vorgehen in der Politik nicht, auch 
wenn „sachfremde Kopplungsgeschäf-
te“ keinen guten Ruf haben. Demokra-
tie funktioniert nun mal über Kom-
promisse.

In der Ampel aber hat die Methode 
ein Ausmaß erreicht, die bereits als 
„Gleichgewicht des Schreckens“ be-
zeichnet wird. Beispiel eins: Grünen-
Familienministerin Lisa Paus blo-
ckierte wegen der Kindergrundsiche-
rung das Wachstumschancengesetz 

vom FDP-Kollegen Christian Lindner. 
Beispiel zwei: Die drei nun anstehen-
den Gesetze zu Lkw-Maut, Tempo-30-
Zonen und beschleunigtem Autobahn-
ausbau wurden derartig miteinander 
verhakt, dass es deutlich länger dau-
erte als geplant, ohne dass am Ende 
viel Neues dabei rauskam. Beispiel 
drei: Die Grünen haben angeblich die 
Arbeiten am Rentenpaket II gestoppt, 
ohne aber bisher konkrete Gegenleis-
tungen zu benennen. Was schon so et-
was wie politische Präventiv-Geisel-
nahme ist.

Zu besichtigen ist ein Durch-
hangeln von Tag zu Tag. Dabei hatte 

Kanzler Olaf Scholz bei Amtsantritt 
vor zwei Jahren verkündet, seine Re-
gierung werde nicht nur eine lange, 
sondern eine sehr lange Linie verfol-
gen und wolle auch nach der nächsten 
Wahl 2025 weitermachen. Jetzt gibt es 
die erste Umfrage, in der alle drei 
Koalitionspartner zusammen gerade 
mal so stark sind wie die Union. Nach 
Ampel 2.0 sieht das nicht aus.

Das Migrationspaket vergangene 
Woche, das Scholz am Rande einer 
Mittelstandskonferenz der SPD-Frak-
tion eher versteckte als verkündete, 
wirkte wie der mögliche Auftakt zu 
einem Neuanfang. Doch längst klumpt 
es wieder: Kindergrundsicherung, El-
terngeld und Pellet-Heizungen heißen 
nur ein paar Stichworte. Die Miss-
traueritis, sie wird wohl auch durch 
den Koalitionsausschuss am Freitag 
nicht geheilt werden.

leitartikel@swp.de

Zu viel Misstrauen

Das Migrationspaket 
vergangene Woche 

wirkte wie der mögliche 
Auftakt zu einem  
Neuanfang.

Kommentar 
Guido Bohsem 
zur Rolle der Vereinigten Staaten in der Welt

E s gibt Tage, an denen sich Ge-
schichte verdichtet, an denen 
der Zufall die Dinge unerbitt-
lich ins Licht zerrt. Die Super-

macht USA erlebte an diesem Mitt-
woch so einen Tag. Präsident Joe Bi-
den musste sich auf seiner Friedens-
reise nach Israel mit äußerst mageren 
Ergebnissen zufriedengeben, seine 
arabischen Gesprächspartner sagten 
die Treffen einfach ab. In Washington 
lief es nicht besser für die USA. Auch 
der Trump-Freund Jim Jordan konnte 
nicht die notwendige Zahl der Stim-
men seiner republikanischen Partei 
auf sich vereinen, um Sprecher des 
Repräsentantenhauses zu werden – 
das dritthöchste Amt in den USA.

Schließlich trafen sich bei der Jubi-
läumsfeier des Seidenstraßen-Pro-
jekts in Peking die Präsidenten der 
wichtigsten US-Gegenspieler, Chinas 
Xi Jinping und Russlands Wladimir 
Putin. Sie versicherten einander ihre 

innige Freundschaft und kündigten 
an, die Partnerschaft ihrer Länder 
weiter zu vertiefen.

Die vom ehemaligen Präsidenten 
Donald Trump vollzogene Disruption 
des politischen Geschäfts in Washing-
ton, die mit Polarisierung von Mei-
nungen und Unversöhnlichkeit zwi-
schen den beiden Parteien einherging, 
hat auch die außenpolitische Kraft 
des Landes in Mitleidenschaft gezo-
gen. Unter Vorgabe Trumps fragen 
immer mehr Amerikaner: Warum? 
Warum sollten wir uns für fremde 
Länder verschulden, warum sollten 
unsere Soldaten dort sterben? Von ei-
nem Isolationismus sind die USA 
noch weit entfernt und auch das seit 
Jahrzehnten vorhergesagte Ende der 
amerikanischen Vorherrschaft ist 
noch nicht gekommen. Doch die Zei-
chen für eine neue Weltordnung meh-
ren sich und den USA scheinen Kraft 
und Wille auszugehen.

Niedergang der USA

Nicaragua 
Regime lässt 
Priester frei
Managua. Der Vatikan hat die 
Freilassung und Ausreise von 
zwölf in Nicaragua inhaftierten 
katholischen Priestern bestätigt. 
Der Heilige Stuhl sei gebeten 
worden, die kürzlich aus dem Ge-
fängnis entlassenen Priester auf-
zunehmen, teilte der Direktor des 
Presseamtes des Vatikans, Matteo 
Bruni, mit. Das autoritäre Regime 
des Präsidenten Daniel Ortega 
und dessen Ehefrau und Vizeprä-
sidentin Rosario Murillo geht seit 
einigen Jahren immer schärfer ge-
gen Kirchenvertreter vor. epd
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